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397. Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Auslieferungsübereinkommens durch Spanien
398. Kundmachung: Staatsvertrag zwischen der österreichisch-ungarischen Monarchie und der Schweiz

über die Beglaubigung der von den öffentlichen Behörden Österreichs oder der
Schweiz ausgestellten oder beglaubigten Urkunden

397. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
30. Juli 1982 betreffend die Ratifikation des
Europäischen Auslieferungsübereinkommens

vom 13. Dezember 1957 durch Spanien

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Spanien seine Ratifikationsurkunde
zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen
vom 13. Dezember 1957 (BGBl. Nr. 320/1969,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungsbe-
reich BGBl. Nr. 516/1977) hinterlegt.

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Artikel
29 für Spanien am 5. August 1982 in Kraft.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde hat Spanien folgende Vorbehalte erklärt und
folgende Erklärungen abgegeben:

Vorbehalte
Zu Artikel 1 :

Eine Person, um deren Auslieferung ersucht
wurde, darf im Hoheitsgebiet des ersuchenden
Staates nicht vor ein Ausnahmegericht gestellt wer-
den. Die Auslieferung wird weder zu diesem
Zweck noch zur Vollstreckung der von derartigen
Gerichten verhängten Strafen oder vorbeugenden
Maßnahmen bewilligt.

Zu Artikel 10:

Spanien wird die Auslieferung nicht bewilligen,
wenn die Strafverfolgung aus irgendeinem im
Recht des ersuchenden oder des ersuchten Staates
vorgesehenen Grund verjährt ist.

Zu Artikel 21 Abs. 5:

Spanien wird die Durchlieferung nur unter den
in diesem Übereinkommen für die Auslieferung
maßgebenden Bedingungen bewilligen.

Zu Artikel 23:

Spanien verlangt, daß der ersuchende Staat eine
Übersetzung des Auslieferungsbegehrens und der

angeschlossenen Unterlagen in die spanische, fran-
zösische oder englische Sprache übermittelt.

Erklärungen
Zu Artikel 2 Abs. 7:

Spanien wird hinsichtlich der auf Grund des Arti-
kels 2 von der Anwendung dieses Übereinkommens
ausgeschlossenen strafbaren Handlungen den
Grundsatz der Gegenseitigkeit anwenden.

Zu Artikel 3:

Für die Zwecke der Auslieferung werden neben
den in Artikel 3 Absatz 3 des Übereinkommens
angeführten strafbaren Handlungen auch terroristi-
sche Handlungen nicht als politische Straftaten
angesehen.

Zu Artikel 6 Abs. 1 lit. b:

Für die Zwecke dieses Übereinkommens wird
Spanien jene Personen als Staatsangehörige
betrachten, denen eine solche Eigenschaft nach den
Bestimmungen des Kapitels I des ersten Buches des
spanischen Bürgerlichen Gesetzbuches zukommt.

Zu Artikel 9:

Als rechtskräftig abgeurteilt gilt eine Person
dann, wenn die betreffende gerichtliche Entschei-
dung keinem weiteren ordentlichen Rechtszug
mehr unterliegt, weil entweder alle Rechtsmittel
erschöpft sind oder das Urteil angenommen wor-
den ist oder weil dies in der besonderen Art der
Entscheidung begründet ist.

Zu Artikel 11:

Wenn die Straftat, deretwegen um Auslieferung
ersucht wird, nach dem Recht des ersuchenden
Staates mit der Todesstrafe bedroht ist, wird Spa-
nien die Auslieferung ablehnen, es sei denn, daß der
ersuchende Staat vom ersuchten Staat als ausrei-
chend erachtete Garantien bietet, daß die Todes-
strafe nicht ausgesprochen oder, falls sie ausgespro-
chen wurde, nicht vollstreckt wird.

Sinowatz
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398. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
30. Juli 1982 betreffend den Staatsvertrag vom
21. August 1916 zwischen der österreichisch-
ungarischen Monarchie und der Schweiz über
die Beglaubigung der von den öffentlichen
Behörden Österreichs oder der Schweiz ausge-

stellten oder beglaubigten Urkunden

Das im Art. 2 des Staatsvertrages vom 21. August
1916, RGBl. Nr. 340/1917, zwischen der österrei-
chisch-ungarischen Monarchie und der Schweiz
über die Beglaubigung der von den öffentlichen
Behörden Österreichs oder der Schweiz ausgestell-
ten oder beglaubigten Urkunden genannte Ver-
zeichnis in der Fassung der Kundmachung BGBl.
Nr. 84/1975 wurde im Einvernehmen mit den
zuständigen schweizerischen Behörden abgeändert
und lautet nunmehr wie folgt:

Verzeichnis der obersten und höheren Verwaltungs-
behörden, deren Fertigung gemäß Art. 2 des
Beglaubigungsvertrages keiner weiteren Beglaubi-

gung bedarf

a ) F ü r ö s t e r r e i c h i s c h e U r k u n d e n :

1. Der Bundeskanzler
2. Der Bundesminister für Auswärtige Angelegen-

heiten
3. Der Bundesminister für Bauten und Technik
4. Der Bundesminister für Finanzen
5. Der Bundesminister für Gesundheit und

Umweltschutz
6. Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und

Industrie
7. Der Bundesminister für Inneres
8. Der Bundesminister für Justiz
9. Der Bundesminister für Landesverteidigung

10. Der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft

11. Der Bundesminister für soziale Verwaltung
12. Der Bundesminister für Unterricht und Kunst
13. Der Bundesminister für Verkehr
14. Der Bundesminister für Wissenschaft und For-

schung
15. Die Landesregierungen
16. Die Landeshauptmänner
17. Die Finanzlandesdirektionen
18. Die Finanzprokuratur
19. Die Bundesanstalten für Lebensmitteluntersu-

chung in Wien, Graz, Linz und Innsbruck
20. Das Patentamt
21. Der Oberste Patent- und Markensenat
22. Die Berghauptmannschaften
23. Die Bundeskammer der gewerblichen Wirt-

schaft
24. Die Kammern der gewerblichen Wirtschaft in

den Ländern
25. Die Sicherheitsdirektionen
26. Das Bundesamt für Zivilluftfahrt

27. Die Generalprokuratur
28. Die Oberstaatsanwaltschaften
29. Die Militärkommanden
30. Der Milchwirtschaftsfonds
31. Der Getreidewirtschaftsfonds
32. Die landwirtschaftlich-chemische Bundesver-

suchsanstalt in Wien und Linz
33. Die landwirtschaftlich-chemische Landesver-

suchs- und Untersuchungsanstalt in Graz
34. Die landwirtschaftlich-chemische Versuchs-

und Lebensmitteluntersuchungsanstalt in Kla-
genfurt

35. Die Landesanstalt für veterinärmedizinische
Untersuchungen Ehrental

36. Der amtliche Pflanzenschutzdienst
37. Die Bundesanstalt für Pflanzenbau und Samen-

prüfung
38. Die Landesarbeitsämter
39. Die Landesinvalidenämter
40. Die Arbeitsinspektorate
41. Die Rektoren der Universitäten, der Akademie

der bildenden Künste in Wien sowie der Kunst-
hochschulen

42. Die geologische Bundesanstalt
43. Die Zentralanstalt für Meteorologie und Geo-

dynamik
44. Die Österreichische Nationalbibliothek
45. Die Universitätsbibliotheken
46. Die Direktoren der österreichischen Bundes-

museen
47. Die Landesschulräte
48. Das Amt für Schiffahrt
49. Die Post- und Telegraphendirektionen
50. Das Bundesdenkmalamt

b )Für s c h w e i z e r i s c h e U r k u n d e n :

A. Behörde der Eidgenossenschaft:

Die Bundeskanzlei

B. Kantonale Behörden:

Kanton Zürich: Die Staatskanzlei
Kanton Bern: Die Staatskanzlei
Kanton Luzern: Die Staatskanzlei
Kanton Uri: Die Standeskanzlei
Kanton Schwyz: Die Kantonskanzlei
Kanton Unterwaiden ob dem Wald: Die Staats-

kanzlei
Kanton Unterwaiden nid dem Wald: Die Standes-

kanzlei
Kanton Glarus : Die Regierungskanzlei
Kanton Zug: Die Kantonskanzlei
Kanton Freiburg: La Chancellerie d'Etat
Kanton Solothurn: Die Staatskanzlei
Kanton Basel-Stadt: Die Staatskanzlei
Kanton Basel-Land : Die Landeskanzlei
Kanton Schaffhausen : Die Staatskanzlei
Kanton Appenzell A. Rh. : Die Kantonskanzlei
Kanton Appenzell I. Rh.: Landammann und Stan-

deskommission
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Kanton St. Gallen: Die Staatskanzlei
Kanton Graubünden: Die Standeskanzlei
Kanton Aargau : Die Staatskanzlei
Kanton Thurgau : Die Staatskanzlei
Kanton Tessin: La Cancelleria di Stato
Kanton Waadt: La Chancellerie du Conseil d'Etat

Kanton Wallis : La Chancellerie d'Etat
Kanton Neuenburg: La Chancellerie d'Etat
Kanton Genf: La Chancellerie d'Etat
Kanton Jura: La Chancellerie d'Etat

Sinowatz
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